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I. Perſonalien. 


IV. 


VI. 


> 


Seine Majeftät der König haben Aller: 
gnädigſt geruht, 


den bisherigen Gewerberat Hermann 
Stromeyer in Stettin zum Re— 


gierungs und Gewerberat 
zu ernennen und 
den Kommerzieuräten Robert Wetzlar in 
Eupen und Louis Jänecke in Hannover 
den Charakter als Geheimer 
merzienrat ſowie 
den Fabrikanten Oskar Lohſe in Bexlin 
und Johannes Girmes in Oedt, Kreis 
Kempen, denCharakter als Kommerzienrat 
zu verleihen. 


Kom⸗ 


Der Landrichter Kunz in Eſſen iſt zum 
itellvertretenden Vorſitzenden des Schieds⸗ 
gerichts für die Arbeiterverſicherung im Eiſen⸗ 

| bahndirektionsbezirk Eſſen ernannt worden. 


Dem Regierungs- und Gewerberate Her⸗ 
mann Stromeyer in Stettin iſt die etats⸗ 
mäßige Stelle eines gewerbetechniſchen Rats 
bei den Regierungen in Stettin, Köslin und 
Stralſund verliehen worden. Gleichzeitig iſt 
er zum Aufſichtsbeamten im Sinne des § 1390 
der Gewerbeordnung für die Bezirke dieſer 
Regierungen beſtellt worden. 


III. Handels⸗Augelegenheiten. 


Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffer⸗ und des Maſchiniſteugewerbes. 


Dem früheren Schiffer auf großer Fahrt Karl Friedrich Chriſtian Willwater 
in Hamburg iſt die ihm durch Spruch des Seeamtes in Hamburg vom 7. März 1904 
entzogene Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes wieder eingeräumt worden. 


Dem früheren Maſchiniſten Johannes Svendſen in Flensburg iſt die ihm durch 
Spruch des Seeamtes in Hamburg vom 10. März und die Entſcheidung des Kaiſerlichen 
Sber⸗Seeanits vom 10. Mai v. J. entzogene Befugnis zur Ausübung des Maſchiniſten⸗ 
gewerbes (MBl. 1904 S. 97) vorläufig mit der Einſchränkung wieder eingeräumt worden, 
daß er nicht als leitender Maſchiniſt fahren darf. 


— 
Betr. Verhäugung des Belagerungszuſtandes über Formoſa. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. Mai 1905. 

Nach einer Meldung des Kaiſerlichen Geſandten in Tokio iſt über die Inſel Formoſa 
und ihre Küſtengewäſſer der Belagerungszuſtand verhängt worden. Sie wollen beteiligte 
Seeſchiffahrtskreiſe hierauf hinweiſen. 

Im Auftrage. 
IIb 4724. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


—— 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Höchſtzahl der Lehrlinge in Gewerbebetrieben. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Mat 1905. 

Auf Grund der §§ 128, 1391 der Gewerbeordnung können die unteren Verwaltungs- 
behörden dagegen einſchreiten, daß die Zahl der Lehrlinge im Mißverhältniſſe zu dem 
Umfang oder zu der Art des Gewerbebetriebs des Lehrherrn ſteht. Dabei kann die 
Entlaſſung eines entſprechenden Teils der Lehrlinge auferlegt und die Annahme von 
Lehrlingen über eine beſtimmte Zahl hinaus unterſagt werden. Um einen Überblick darüber 
zu gewinnen, in welchem Umfange die unteren Verwaltungsbehörden mit Hilfe dieſer Vor⸗ 
ſchriften bereits mit Erfolg eingeſchritten ſind, erſuche ich Sie, feſtſtellen zu laſſen und mir 
bis zum 1. Auguſt d. J. anzuzeigen, in wieviel Fällen und für welche Art von Betrieben 
im dortigen Bezirke die Herabminderung einer übermäßigen Zahl von Lehrlingen auf Grund 
der §8 128, 1391 der Gewerbeordnung herbeigeführt worden iſt. 

Im Auftrage. 
IV. 3792. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


— 


Betr. Zahutechniker⸗Inunugen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 17. Mat 1905. 

Bereits in meinem Erlaſſe vom 12. Februar 1902 (M. Bl. S. 81) habe ich darauf 
hingewieſen, daß die Zahntechniker einen Zweig der niederen Heilkunde ausüben. Auch in 
den Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 37 S. 369 und des Kaumer⸗ 
gerichts Bd. 13 S. 316 wird die Ausübung der Zahnheilkunde als ein Zweig der Heil⸗ 
kunde bezeichnet. Demgegenüber kann es nicht weiter in Betracht kommen, daß das Kammer— 
gericht in einem früheren, in Bd. 10 S. 208 abgedruckten Erkenntniſſe die Zahntechniker dem 
Handwerkerſtande zugerechnet hatte. Nach § 6 der Gewerbeordnung findet dieſe auf die 
Ausübung der Heilkunde und alſo auch auf die Ausübung der Zahuheilkunde nur inſoweit 
Anwendung, als ſie ausdrückliche Beſtimmungen darüber enthält. Die Zahntechniker können 
daher auch nicht zu Innungen zuſaunnentreten. Gleichwohl iſt dies mehrfach geſchehen. 
Neuerdings iſt aus zahnärztlichen Streifen darauf hingewieſen worden, daß ein Zahntechniker, 
der vor der Pruͤfungskommiſſion einer Zahntechniker⸗Junung die Meiſterprüfung beſtanden 
und ſich als „geprüfter Zahntechniker“ bezeichnet hatte, von der Anklage aus § 147 Hiffer 3 
der Gewerbeordnung freigeſprochen iſt. Daß daraus unter Umſtänden eine erhebliche 
Schädigung des Publikums entſtehen kann, liegt auf der Hand, und es erſcheint geboten, 
den dem Geſetze widerſprechenden Zuſtand alsbald zu beſeitigen. 

Sie wollen daher die im dortigen Bezirk etwa beſtehenden Zahntechniker-Innungen 
durch die Aufſichtsbehörden auffordern laſſen, ihre Auflöſung zu beſchließen. Soweit ſie 
dieſer Aufforderung nicht nachkommen, iſt die Klage auf Schließung der Junung gemäß 
$ 97 der Gewerbeordnung ($ 126 des Zuſtändigkeitsgeſetzes) zu erheben. Die Klage wird 
gegebenenfalls auf § 97 Abſ. 1 Ziffer 1 der Gewerbeorduung in Verbindung mit § 84 Abf. 2 
Ziffer 1 und § 83 Abſ. 3 zu gründen ſein. 
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Gleichzeitig wollen Sie dem dortigen Bezirksausſchuſſe von vorſtehendem Erlaſſe 
Kenntnis geben und darauf hinzuwirken ſuchen, daß die Genehmigung der Statuten von 
Zahntechniker⸗Jnnungen fernerhin nicht mehr erfolgt. Geſchieht es dennoch, jo iſt der 
betreffende Beſchluß des Bezirksausſchuſſes im Wege der Klage aus § 126 des Landes- 
verwaltungsgeſetzes anzufechten. 

Über die Ausführung dieſes Erlaſſes erwarte ich binnen Jahresfriſt Bericht. 

Im Auftrage. 
IV 3026.— III 8806. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten (mit Ausnahme von Cöln). 


2. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des $ 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 
1. Kranken⸗ und Sterbekaſſe (E. H.) in Cröftel, 
2. Sankt Joſephs⸗Krankenkaſſe zu Lingen für den katholiſchen Geſellenverein (E. H.), 
3. Kranken⸗ und Begräbniskaſſe „Eintracht“ (E. H.) in Breslau, 
4. Kranken⸗ und Sterbekaſſe zu Steinfiſchbach (E. H.), 
5. Krankenunterſtützungskaſſe zu Enkheim (E. H.), 
6. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der Fuhrherren, Kutſcher und verwandten Berufsgenoſſen 
„Eintracht“ zu Berlin (E. H.), 

7. Kranken⸗ und Sterbekaſſe für induſtrielle und gewerbliche Betriebe (E. H.) in 
St. Tönis 

8. Krankenkaſſe der vereinigten Handwerker in Tönning (E. H.), 

9. Allgemeine Tiſchler-Geſellen⸗Kranken⸗Kaſſe (E. H.) in Bielefeld. 


Berlin, den 2. Juni 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage 
III 4248 11. Lohmann. 


b) Unfallverſicherung. 
Bekanntmachung, betr. die Außerkraftſetzung von Beſtimmungen der Unfallverſichernugsgeſetze zu 
Gunſten des Groſſherzogtums Luxemburg. 
(Zentralblatt für das Deutſche Reich 1905 S. 117.) 

Der Bundesrat hat in ſeiner Sitzung vom 4. Mai 1905 beſchloſſen: 

1. Die Beſtimmungen im $ 94 Ziffer 2 des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes und 
§ 37 Abſ. 1 des Bau-Unfallverſicherungsgeſetzes über das Ruhen der Rente von 
Ausländern, welche nicht im Inland ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, finden auf 
die Angehörigen des Großherzogtums Luxemburg keine Anwendung, auch wenn 
die Rentenberechtigten nicht in dem zufolge des Bundesratsbeſchluſſes vom 
13. Oktober 1900 als Grenzgebiet im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmungen geltenden 
Gebiete des Großherzogtums Luxemburg ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben (vgl. 
Bekanntmachung vom 16. Oktober 1900, Zentralblatt S. 540). 

Das Rentenbezugsrecht iſt aber davon abhängig, daß der Rentenberechtigte, 
ſolange er weder im Gebiete des Deutſchen Reichs, noch innerhalb des Groß⸗ 
herzogtums Luxemburg ſich aufhält, die vom Reichs⸗Verſicherungsamt auf Grund 
des § 94 Ziffer 3 des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes für Inländer erlaſſenen 
und noch zu erlaſſenden Vorſchriften befolgt. Dabei gilt für dieſe Rentenberech⸗ 
tigten als Tag des Inkrafttretens der Vorſchriften des Reichs⸗Verſicherungsamts 
vom 5. Juli 1901 der Tag des Inkrafttretens dieſes Beſchluſſes. 

2. Das Gebiet des Großherzogtums Luxemburg gilt im Sinne der Unfallverſiche⸗ 
rungsgeſetze als Grenzgebiet mit der Wirkung, daß die Beſtimmungen im § 21 
des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes, § 22 des Unfallverſicherungsgeſetzes für 
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die Land⸗ und Forſtwirtſchaft, $ 9 des Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetzes und § 27 
des See⸗Unfallverſicherungsgeſetzes über den Ausſchluß des Anſpruchs auf Hinter⸗ 
bliebenenrente für die Angehörigen eines Ausländers, welche zur Zeit des Unfalls 
nicht im Inland ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, auf diejenigen Angehörigen 
von Ausländern keine Anwendung finden, welche im Gebiete des Großherzogtums 
Luxemburg ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten. 

3. Die Beſtimmungen des § 21 des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes und des 8 9 
des Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetzes über den Ausschluß des Anſpruchs auf Hinter⸗ 
bliebenenrente finden auf die Angehörigen des Großherzogtums Luxemburg keine 
Anwendung, auch wenn ſie ihren gewöhnlichen Aufenthalt zur Zeit des Unfalls 
nicht innerhalb des Großherzogtums Luxemburg (val. Ziffer 2) hatten. 

4. Die vorſtehenden Beſtimmungen haben rückwirkende Kraft vom 15. April 1903 ab, 
ſoweit über den Anſpruch bei dem Inkrafttreten dieſes Beſchluſſes noch nicht rechts⸗ 
kräftig entſchieden iſt. 

5. Dieſer Beſchluß tritt am 15. Mai 1905 in Kraft. 


Berlin, den 9. Mai 1905. 
Der Reichskauzler. 
Im Auftrage. 
(gez.) Werner. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 


Bei polizeiwidriger Beuntzung eines vermieteten Grundſtücks kaun die Polizeibehörde die Be⸗ 
ſeitigung eines unzuläſſigen Zuſtandes auch vom Eigentümer verlangen. 


Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, 8. Senats, vom 14. Oktober 1904. 


Auf dem Grundſtücke der Witwe C. Straße uſw. in B. befindet ſich in den Räumen des 
Erdgeſchoſſes, des I., II. und III. Stockwerkes des II. Quergebäudes und II. Seitenflügels die 
Zelluloidwaren- und Pappkartonfabrik von N., in welcher Zelluloid und Pappe in größeren 
Mengen gelagert und verarbeitet werden. Zahlreiche Brände, die während der letzten 
Jahre in Gebäuden und Gebäudeteilen ſtattfanden, in welchen brennbare Stoffe in größerer 
Menge aufbewahrt oder verarbeitet werden, veraulaßten die Behörden zu einer allgemeinen 
Nachprüfung, ob von ſeiten der Inhaber derartiger feuergefährlicher Betriebsſtätten aus- 
reichend Vorſorge getroffen ſei, um der Entſtehung eines Brandes in ihren Fabrikations⸗ 
räumen tunlichſt vorzubengen oder die Ausbreitung eines Feuers tunlichſt zu beſchränken. 
. Erfahrungen ließen es der Polizeibehörde geboten erſcheinen, bezüglich der Betriebe zur 
Herſtellung von Zelluloidwaren eine nochmalige Reviſion eintreten zu laſſen. Demgemäß 
wurden den Erben des C. zu Händen der Klägerin durch Verfügung vom 4. Mai 1903 weitere 
Auflagen gemacht. Gegen dieſe Verfügung wurde Beſchwerde erhoben, welche vom König: 
lichen Oberpräſidenten durch Beſcheid vom 16. Dezember 1903 bezüglich einer Anzahl 
von Auflagen zurückgewieſen wurde. 

„Die ſodann noch erhobene Klage betrifft folgende ſechs vom Oberpräſidenten aufrecht 
erhaltene ortspolizeiliche Auflagen: 

I. Die Aufbewahrung von Papierabfällen dürfe nicht im Dachgeſchoß des II. Quer⸗ 
gebäudes erfolgen. Es ſei vielmehr ein feuerfeſt abgeſondertes, im Keller oder 
Erdgeſchoß gelegenes, unmittelbar vom Hofe aus zugängliches Gelaß herzurichten. 

II. Eine zweite Treppe ſei derart herzuſtellen, daß alle Betriebs- und Lagerräume, 
ſowie alle darüber gelegenen Räume nach zwei geeigneten Treppen entleert werden 
können. Dieſe Entleerung müſſe zugleich auch für die nicht von der Firma N. 
benutzten Wohn- und Lagerräume des II. Quergebäudes möglich ſein. 

III. Die Türumrahmung des Zelluloidlagerraumes im Erdgeſchoß des II. Quergebäudes 
ſei noch mit Eiſenblech feuerſicher zu bekleiden, die Tür ſelbſttätig zufallend ein 
zurichten. 

IV. Die Verwendung von eiſernen oder Gasöfen werde unterſagt, die Beſeitigung der 
eiſernen Ofen angeordnet, die Einrichtung von Dampf- und Warmwaſſerheizung 
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für die Arbeitsräume empfohlen. Die Heizkörper ſeien durch engmaſchige Gitter 
zu verkleiden. 

V. Auf je 50 qm Bodenfläche müſſe mindeſtens ein Zapfhahn der Waſſerleitung von 
mindeſtens 20 mm Durchmeſſer mit angeſchraubtem Gummiſchlauch vor⸗ 
handen ſein. 

VI. Die Verkehrswege aus allen Räumen nach den Treppen ſeien durch Zeichnungen 
klarzulegen. In den Scheidewänden der abgetrennten Räume ſeien Verbindungs⸗ 
türen anzulegen, fo daß in jedem Raume nicht nur eine Ausgangstür vor- 
handen ſei. 

daß auf Aufhebung der vorſtehenden Anordnung gerichtete Klage wird darauf ge— 
ſtützt, da 

1. durch Nichtanwendung der §§ 535, 536, 537, 542, 544 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs und durch unrichtige Anwendung des § 10 Titel 17 Teil II des Allge- 
meinen Landrechts die angefochtene Verfügung des Beklagten und der Beſcheid 
des Ober⸗Präſidenten die Klägerin in ihren Rechten verletzen, 

2. die tatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden ſind, welche den Beklagten 
zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben würden. 

Die Klage, deren Abweiſung der Beklagte in Antrag bringt, iſt unbegründet. 

Wenn die Klage zunächſt auf angeblich unrichtiger Anwendung der §§ 535537, 
542, 544 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtützt wird, ſo überſieht die Klägerin, daß dieſe 
Normen lediglich das privatrechtliche Verhältnis zwiſchen Mieter und Vermieter regeln. 
Hier aber handelt es ſich um die im öffentlichen Recht wurzelnde Verpflichtung eines jeden 
Grundeigentümers, ſein Grundſtück in einem polizeigemäßen Zuſtande zu erhalten. Zwar 
kann die Polizeibehörde, ſofern nicht ſowohl der Zuſtand eines Gebäudes an ſich als 
polizeiwidrig erſcheint, ſondern eine beſtimmte Verwendung desſelben, auch von dem Mieter 
oder ſonſtigen Gebrauchsberechtigten fordern, daß er die polizeiwidrige Verwendung ein- 
ſtelle. Aber die Behörde iſt nicht gehindert, ſich in ſolchen Fällen unmittelbar an den 
Eigentümer zu wenden. Es wird ſich dies beſonders dann empfehlen, wenn, wie im vor— 
liegenden Falle, außer anderen Maßnahmen auch bauliche Vorkehrungen erforderlich er— 
ſcheinen. Hat die Behörde in Ausübung ihres Wahlrechts dem Eigentümer Auflagen 
gemacht, jo kann dieſer ſich der Erfüllung feiner öffentlich-rechtlichen Pflicht, für einen 
polizeigemäßen Zuſtand ſeines Grundſtücks und Gebäudes zu ſorgen, nicht durch den Hin— 
weis entziehen, daß die Behörde ſich auch an den Mieter hätte halten können. 

Unzutreffend ſind auch die Ausführungen der Klägerin, daß die Auflagen nicht etwa 
zur Abwendung einer der öffentlichen Sicherheit und dem Grundſtücke ſelbſt drohenden 
Gefahr getroffen ſeien, ſondern daß fie lediglich dem Intereſſe einer größeren Feuerſicher— 
heit des Fabrikbetriebes der Mieterin dienen ſollten. Tatſächlich widerlegt ſich dieſe Aus— 
führung ſchon dadurch, daß z. B. die zweite Auflage nach ihrem klaren Wortlaut und nach 
der eigenen Darſtellung der Klägerin auch ſolche Räume betrifft, welche von anderen Per⸗ 
ſonen und Betrieben als von der Zelluloidfabrik benutzt werden. Abgeſehen hiervon, be— 
zwecken die polizeilichen Anordnungen offenſichtlich nicht nur eine Erhöhung der Feuer— 
ſicherheit im Betriebe der Zelluloid: und Pappfabrik von N., ſondern auch einen 
erhöhten Schutz der übrigen Räume und Bewohner des ausgedehnten Hauſes und ſeiner 
Nachbarſchaft. 

Dieſe Gefahr für das Publikum, welche die Auflagen der Behörde abzuwenden oder 
doch zu verringern beſtrebt ſind, entſpringt auch nicht, wie die Klägerin ausführt, aus einer 
lediglich vom Mieter gewählten Benutzungsart. Die Räume find vielmehr ſeitens der 
Eigentümer der Firma N. zum Betriebe gerade ihres durch beſondere Feuergefährlichkeit 
ſich auszeichnenden Geſchäfts vermietet worden, und inſofern können die Eigentümer nicht 
ſagen, die erhöhte Feuersgefahr ſei ohne ihr Zutun entſtanden und von ihrer eigenen Ent⸗ 
ſchließung unabhängig. 

Es läßt ſich auch nicht einwenden, die Erfüllung der Auflagen ſei den Eigentümern 
unmöglich, weil die Räume vermietet ſeien. Sollte die Mieterin ſich der Ausführung der 
nötigen Arbeiten widerſetzen, ſo würde es Sache der Eigentümer fein, dieſen Widerſtand 
durch Anrufung der Polizeibehörde oder der Zivilgerichte zu brechen. Verkannt kann 
allerdings nicht werden, daß es zweckmäßig geweſen wäre, wenn die Polizeibehörde der 
Mieterin gleichzeitig eine Auflage des Inhalts gemacht hätte, die dem Eigentümer auf⸗ 
gegebenen Arbeiten zu dulden, und diejenigen Auflagen auch ihrerſeits zu erfüllen, die 
auch vom Mieter erfüllt werden können, z. B. diejenigen, welche die Aufbewahrung der 
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Papierabfälle (I) oder die Nichtverwendung von eiſernen oder Gasöfen zum Gegen— 
ſtande haben. 

Ein Rechtsirrtum der Polizeibehörde kommt ſomit vorliegend nicht in Frage. Da 
nach § 127 des Landesverwaltungsgeſetzes der Verwaltungsrichter nicht befugt iſt, die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der noch ſtreitigen 6 Auflagen nachzuprüfen, ſo kann es 
ſich hier nur noch darum handeln, ob die Auflagen offenbar ſachwidrig und völlig unge- 
eignet erſcheinen, die vorhandene Feuersgefahr zu verringern. Dieſe Frage aber iſt zu 
verneinen. 

Zunächſt iſt es unerheblich, daß die jetzigen Auflagen nicht ſchon anläßlich der im 
Jahre 1900 behördlich vorgenommenen Reviſion der Zelluloidfabrik gemacht worden ſind, 
und ob, wie die Klägerin ohne Beweisantritt behauptet hat, ſeitdem der Umfang der 
Zelluloidfabrikation erheblich eingeſchränkt und letztere zum großen Teil durch einen weniger 
gefährlichen Betrieb (Herſtellung von Pappkartons) erſetzt worden ſei. Denn mittlerweile 
hat die Behörde durch neue Brände in ähnlichen oder gleichen Betrieben weitere Gr- 
fahrungen geſammelt, die eben die neuen Auflagen veranlaßt haben, und es fragt ſich im 
vorliegenden Streitverfahren nur, ob nach dem heutigen Stande der Erfahrung die Be- 
hörde bei ihren Anforderungen die äußerſten, dem polizeilichen Ermeſſen gezogenen Grenzen 
überſchritten habe. Das aber muß, wie ſchon geſagt, verneint werden. 

Zweifellos ſind die über die Art der Aufbewahrung der beſonders leicht Feuer 
fangenden Papierabfälle getroffenen Anordnungen geeignet, die vorhandene ſehr höhe, mit 
dem Betriebe der Zelluloid- und Kartonfabrik verbundene Feuersgefahr zu verringern. 

Es entſpricht auch den allgemeinen, über die leichte Verqualmung von Treppen in 
Brandfällen gemachten Erfahrungen, daß bei dieſem beſonders feuergefährlichen Betriebe 
die Herſtellung einer zweiten Treppe innerhalb des betreffenden Quergebäudes gefordert 
wird. Da auch die andern in den oberen Geſchoſſen dieſes Quergebäudes befindlichen 
Räume von der erhöhten Feuergefährlichkeit des Niſchen Betriebes in Mitleidenſchaft ge⸗ 
zogen werden, ſo iſt es nur ſachdienlich, wenn die neue Treppe auch der Entleerung der 
anderen Räume dienen ſoll. 

Alles andere denn ſachwidrig find bei der Art des Niſchen Betriebes auch die 
weiteren Auflagen, betreffend die Feuerſicherung der Tür des Zelluloidlagerraums, die 
Unterſagung der Verwendung von eiſernen und Gasöfen, die Anbringung von zahlreichen 
Zapfhähnen der Waſſerleitung. Die bloße Empfehlung, eine Dampf- oder Waſſerheizung 
einzurichten, iſt, wie anzunehmen, mit der Klage nicht angefochten. Eine Klage dagegen 
würde auch unzuläſſig ſein, da eine ſolche Empfehlung kein Gebot oder Verbot enthält, 
alſo keine polizeiliche Verfügung im Sinne der §§ 127 ff. iſt. 

Wenn endlich Vorlage einer Zeichnung über die Verkehrswege aus allen Räumen 
nach den Treppen gefordert worden iſt, ſo ſoll damit offenſichtlich die Unterlage gewonnen 
werden zu einer Prüfung, ob der zweiten Auflage im vollen Umfange genügt ſei. Zugleich 
aber ſoll offenbar durch die den Bauakten einzuverleibende Zeichnung der geforderte Zu— 
ſtand aftenmäßig feſtgelegt werden. Demnach beruht auch dieſe Anforderung auf berech— 
tigten polizeilichen Motiven, ſachwidrig iſt ſie keineswegs. 

Ob endlich den Hauseigentümern durch die Anforderungen größere Ausgaben er⸗ 
wachſen, iſt unerheblich gegenüber dem Zwecke des polizeilichen Einſchreitens, Geſundheit 
und Leben von Menſchen zu ſchützen. 

Demgemäß war die Klage in allen Punkten abzuweiſen. 


2. Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Jahr- und Adreßbuch der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften im Deutſchen 
Reiche 1905. Herausgegeben von der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. Berlin 1905. 
Berlin, Carl Heymanns Verlag. 
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